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Sachgebiet 223 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entschließung des Rates betreffend Leitlinien für die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
gemäß Artikel 57 des EWG-Vertrages 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 

auf Entwurf der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Der Vertrag sieht zum Zweck der Erleichterung 
von Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätig- 
keiten den Erlaß von Richtlinien für die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise vor. 

Der Vertrag sieht den Erlaß von Richtlinien zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die Aufnahme und Ausübung selb- 
ständiger Tätigkeiten vor. 

Es ist wünschenswert, die Verabschiedung solcher 
Richtlinien zu beschleunigen. 

Im Hinblick darauf dürfte es von Vorteil sein, 
Leitlinien für die künftigen Beratungen über die 
Richtlinien festzulegen — 

STELLT ZU DIESEM ZWECK DIE FOLGENDEN 
LEITLINIEN AUF: 

1. Da man trotz der Unterschiede, die hinsichtlich 
der Ausbildungsprogramme zwischen den Mit- 
gliedstaaten bestehen, in der Praxis eine Ver- 
gleichbarkeit der Ausbildungsabschlüsse, die 
den Zugang zu gleichartigen Tätigkeitsfeldern 
eröffnen, in groben Umrissen feststellt, sollten 
die Richtlinien über die gegenseitige Anerken- 
nung der beruflichen Befähigungsnachweise und 
über die Koordinierung der Bedingungen für den 


Zugang zu einem Beruf sowenig wie möglich 
detaillierte Ausbildungserfordernisse vorschrei- 
ben. 

2. Es ist von Bedeutung, daß gemeinschaftliche 
Lösungen nicht zu einem Absinken des Ausbil- 
dungsniveaus in einem der Mitgliedstaaten 
führen. 

3. Es ist ebenfalls von Bedeutung, daß gemein- 
schaftliche Regeln und Verfahren die Änderun- 
gen in der Ausbildung, die aufgrund der Ent- 
wicklung der Wissenschaft, des pädagogischen 
Denkens und der Anforderungen an die prakti- 
zierenden Berufe in unseren Gesellschaften 
wünschenswert erscheinen, berücksichtigen. 

4. Es ist ebenfalls wichtig, die fortlaufende und 
organisierte Konsultation der Praktiker und der 
Lehrenden im Hinblick auf die Verwirklichung 
des Niederlassungsrechtes, insbesondere der 
gegenseitigen Anerkennung der Diplome, sicher- 
zustellen. 

5. Deshalb sollte die Kommission im Zusammen- 
hang mit jedem Beruf oder jeder Gruppe von 
Tätigkeiten, die Gegenstand solcher Richtlinien 
sein werden, erwägen, ob es sinnvoll ist, die 
Einsetzung eines Beratenden Ausschusses vor- 
zuschlagen, der die Aufgabe hätte, die Kommis- 
sion zu unterstützen und zu beraten hinsichtlich 
des Strebens nach einem hohen Standard der 
für den Zugang zum Beruf erforderlichen Aus- 
bildung sowie gegebenenfalls die Kommission 
in allen Angelegenheiten des betreffenden Be- 
rufes zu beraten. 

6. Der Rechtsvorteil der Richtlinien über die gegen- 
seitige Anerkennung der beruflichen Befähi- 
gungsnachweise sollte auf die nichtselbständig 
tätigen Angehörigen des betreffenden Berufes 
ausgedehnt werden. 
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Anhang 1 


Gegenseitige Anerkennung der Diplome 

Zusammenfassung 


I. Einleitung 

Auf der Tagung der Konferenz und des Rates der 
Bildungsminister vom 16. November 1971 wurde 
der Wunsch geäußert, daß die Arbeiten des Rates 
zur gegenseitigen Anerkennung der Diplome be- 
schleunigt werden. Bei dieser Gelegenheit forderten 
die Bildungsminister die Kommission außerdem 
auf, die Frage zu prüfen, ob es angesichts der Not- 
wendigkeit einer beschleunigten Verwirklichung 
des Niederlassungsrechts möglich sei, die globale 
gegenseitige Anerkennung der Diplome zu fördern. 

Die Kommission setzte unverzüglich eine Arbeits- 
gruppe ein, die unter dem Vorsitz von Herrn Gene- 
raldirektor Vogelaar mehrmals zusammentrat. In 
der letzten Sitzung vom Oktober 1972 nahmen an 
den Arbeiten auch Vertreter der drei beitretenden 
Staaten teil. Um es ihnen zu ermöglichen, eingehen- 
der zu den vorliegenden Problemen Stellung zu 
nehmen, sind dieser Mitteilung Vermerke beige- 
fügt, in denen ihr Standpunkt dargelegt wird. 

Auf Grund der Erörterungen und der geäußerten 
Ansichten stellte die Arbeitsgruppe schon bald vier 
Grundsatzfragen heraus, bei denen sie es für nötig 
hielt, eine Antwort vorzuschlagen: 

1. Weiche Verbindung muß zwischen einer gemein- 
samen Bildungspolitik und dem begrenzteren 
Problem der gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome hergestellt werden? 

2. Kann man, um die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome zu verwirklichen, eine elastischere 
und globalere Methode wählen, als in den Kom- 
missionsvorschlägen vorgesehen ist? Ist es bei- 
spielsweise möglich, die Angabe von Kriterien 
zu vermeiden, denen die Ausbildung entspre- 
chen muß, um unter die allgemeine Anerken- 
nung der Diplome zu fallen? Müssen Kriterien, 
die dennoch als unerläßlich erscheinen sollten, 
quantitativer oder qualitativer Art sein? Wie 
ist hierbei insbesondere den tatsächlichen Be- 
dürfnissen der betreffenden Berufszweige Rech- 
nung zu tragen? 


3. Wie läßt sich eine Anpassung der Bestimmun- 
gen über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome an die Entwicklung von Wissenschaft 
und Technik gewährleisten? 

4. Wie können die für das Bildungswesen zustän- 
digen Behörden enger zu den Arbeiten der Kom- 
mission hinzugezogen werden? 

Nach einer Prüfung dieser Fragen stimmte die 
Arbeitsgruppe den folgenden vorläufigen Schluß- 
folgerungen zu. 


11. Vorläufige Schlußfolgerungen 

1. Bei der Ausarbeitung von Richtlinien zur gegen- 
seitigen Anerkennung der Diplome sind die lau- 
fenden Reformen und die sich in den Mitglied- 
staaten im Bereich der Ausbildung abzeichnen- 
den vorherrschenden Tendenzen weitestgehend 
zu berücksichtigen. 

Demgemäß sollten bei einem Vergleich der Aus- 
bildungsgänge insbesondere die Einzelheiten der 
praktischen Ausbildung Beachtung finden, die 
sich in Verbindung mit einer Berufsausübung 
unter Aufsicht der für das Bildungswesen zu- 
ständigen Behörden und Stellen vollzieht. 

Es sei daran erinnert, daß die Richtlinien zur 
gegenseitigen Anerkennung der Diplome un- 
mittelbar die Mobilität der Berufsangehörigen 
erleichtern soll, von denen der größte Teil be- 
reits einen Beruf ausübt. 

Im Hinblick auf ein solches Ziel erscheint es we- 
der notwendig noch möglich, innerhalb angemes- 
sener Fristen alle Gesichtspunkte einer tiefgrei- 
fenden Entwicklung der Ausbildungsmodalitäten 
zu berücksichtigen. Es genügt, wenn die Richt- 
linien zur gegenseitigen Anerkennung der Diplo- 


q Unter Vorbehalt der Stellungnahmen der drei heitre- 
tenden Staaten, wie sie in den beigefügten Anlagen 
formuliert sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. März 1974 - 1/4 - 680 70 -E- Be 48/1/74: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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me einer solchen Entwicklung nicht zuwiderlau- 
fen. Dann können sie eine Beschleunigung und 
Annäherung von Reformen bewirken, mit denen 
weitaus wichtigere Ziele als nur die Mobilität an- 
gestrebt werden und die in einem geeigneten 
Gemeinschaftsrahmen zu prüfen sind. 

2. Infolge des unterschiedlichen Ausbildungsni- 
veaus, das in den Mitgliedstaaten Voraussetzung 
für den Zugang zu bestimmten Tätigkeiten ist, 
können dem Rat keine Vorschläge über eine 
globale gegenseitige Anerkennung unterbreitet 
werden, wenn sie nicht mit einem Mindestmaß 
an Koordinierung einhergehen, das eine ge- 
wisse Gleichwertigkeit zwischen diesen Niveau- 
unterschieden herstellt. 

Die Deutsche Delegation vertritt jedoch die Auf- 
fassung, daß die Erörterung dieser Probleme 
unter Berücksichtigung des derzeitigen Standes 
der Arbeiten in der Gruppe fortgesetzt werden 
sollte. Sie ist beispielsweise der Meinung, daß 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome bei 
einer Reihe von Tätigkeitsbereichen durch die 
Aufstellung von Listen erleichtert werden 
könnte. 

Angesichts der Notwendigkeit, die Beschlüsse 
des Rates auf diesem Gebiet soweit wie möglich 
zu beschleunigen, erscheint es möglich, die ge- 
genseitige Anerkennung der Diplome einerseits 
dadurch zu erreichen, daß man bei den Arbeiten 
der fraglichen Arbeitsgruppen den Grundsatz- 
fragen (gründliche Prüfung der Grundsätze, 
Kriterien, Verfahren und Methoden) einen grö- 
ßeren Vorrang einräumt, und andererseits da- 
durch, daß man die in den Richtlinienvorschlägen 
bisher umrissene Methode im Rahmen des Mög- 
lichen lockert. 

Eine solche Lockerung bestünde: 

— einerseits in einer weitestgehenden Ein- 
schränkung quantitativer Kriterien. Insbe- 
sondere sollte in den derzeitigen und künf- 
tigen Vorschlägen die Angabe einer Mindest- 
stundenzahl für die Ausbildung in den ein- 
zelnen Fächern des Programms wegfallen. 
Soweit quantitative Kriterien angeführt wer- 
den, könnte man beispielsweise die Gesamt- 
dauer der Ausbildung in Betracht ziehen; 

— andererseits in einer weitestgehenden Bezug- 
nahme auf qualitative Kriterien, insbeson- 


dere bei der Berufseignungsprüfung nach 
Maßgabe der Ausbildungsziele und der Be- 
dürfnisse des Berufszweiges. 

3. Die Arbeitsgruppe befaßte sich mit dem Pro- 
blem einer etwaigen Anpassung der künftigen 
Richtlinien des Rates zur gegenseitigen Aner- 
kennung der Diplome an die Entwicklung von 
Wissenschaft und Technik. 

Sie ist der Ansicht, daß es gegebenenfalls wün- 
schenswert wäre, ein elastisches und zügiges 
Verfahren für die Anpassung der Richtlinien 
vorzusehen. 

Zu diesem Zweck wurde die Einsetzung eines 
„Ausschusses für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome" vorgeschlagen, der sich aus Regie- 
rungssachverständigen für das Bildungswesen 
zusammensetzt und vor allem Vertreter der 
Hochschulen umfassen kann. Die mit qualifizier- 
ter Mehrheit beschlossenen Stellungnahmen die- 
ses Ausschusses würden der Kommission die 
Möglichkeit geben, durch eine Befugnisüber- 
tragung des Rates selbst die entsprechenden 
Richtlinien zu erlassen. 

Die Arbeitsgruppe war jedoch der Meinung, daß 
diese Frage nicht geprüft werden kann, bevor 
die für die Ausarbeitung der Richtlinien maß- 
geblichen materiellen Regeln nicht festgelegt 
worden sind. 

4. Die Gruppe unterstreicht die Bedeutung der 
Kontakte, die die Kommission mit den Vertretern 
der für das Bildungswesen zuständigen Behör- 
den und der von der Verwirklichung des Nie- 
derlassungsrechts und der gegenseitigen Aner- 
kennung der Diplome betroffenen Tätigkeits- 
zweige unterhält, ohne beim derzeitigen Stand 
der Arbeiten ihre Ausweitung oder Institutiona- 
lisierung zu empfehlen, wünscht aber gleichwohl 
eine Verstärkung dieser Kontakte. 


-) Die deutsche Delegation zeigte sich besorgt, daß dieser 
Satz in dieser allgemeinen Formulierung zu Mißver- 
ständnissen Anlaß geben könne und äußerte die An- 
sicht, daß die in den Richtlinienvorschlägen angewand- 
te Methode nicht geeignet sei, im Bildungsbereich eine 
Beschleunigung und Annäherung von Reformen zu be- 
wirken. Sie hielt die Feststellung für ausreichend, daß 
die Richtlinien zur gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome den nationalen Reformbestrebungen im Bil- 
dungswesen nicht entgegenstehen. 
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Anlage I 


Vermerk der dänischen Delegation 

1. Mit der Vorlage der nachfolgenden Bemerkun- 
gen soll einer Aufforderung zur Bekanntgabe ihres 
Standpunktes in der Frage der gegenseitigen Aner- 
kennung der Diplome entsprochen werden, die auf 
der dritten Sitzung der Arbeitsgruppe vom 26. und 
27. Oktober 1972 an die neuen Mitgliedstaaten ge- 
richtet wurde. 

2. Die dänischen Behörden sind der Meinung, daß 
Hochschulen, Schulen usw. in Europa weitgehend 
einheitliches Niveau haben und deshalb in den mei- 
sten Fällen eine globale gegenseitige Anerkennung 
der Diplome erreicht werden könnte. 

3. In bestimmten Sonderfällen, beispielsweise bei 
den ärztlichen Berufen, können bestimmte Mindest- 
anforderungen erforderlich sein, insbesondere bei 
nichtakademischen Formen der Grundausbildung 
und bestimmten postgraduate Studien, die es den 
Diplominhabern erlauben, eine entgeltliche Tätig- 
keit in anderen Mitgliedstaaten aufzunehmen. 

4. In den Sonderfällen, in denen Mindestanforde- 
rungen erforderlich erscheinen, müssen sich diese 
jedoch auf qualitative Kriterien gründen. 

5. Die in den letzten Jahren festgestellte Entwick- 
lung in den Bildungssystemen der meisten Länder 
darf in den kommenden Jahren nicht behindert wer- 
den. Deshalb müssen etwaige eingehendere Bestim- 


mungen elastisch sein und leicht angepaßt werden 
können, um Verzögerungen in der bereits in Gang 
befindlichen Entwicklung zu vermeiden. 

6. Es erscheint zweckmäßig, neben dem allgemei- 
nen Beratenden Ausschuß aus Regierungsvertretern 
noch Sonderausschüsse von Regierungsvertretern 
zu schaffen, die jeweils für die einzelnen Berufe die 
Interessen der einzelnen Mitgliedstaaten vertreten 
könnten. Diese Ausschüsse müßten Entscheidungs- 
befugnisse erhalten für die Frage, ob das Ausbil- 
dungsniveau und andere Befähigungsnachweise der 
verschiedenen Länder für die gegenseitige Aner- 
kennung als Voraussetzung für die Niederlassung 
ohne besondere Mindestanforderungen in Frage 
kommen. Erhalten sie diese Entscheidungsbefugnis 
nicht, so muß ihnen aber die Möglichkeit gegeben 
werden, festzustellen, auf welche Gegebenheiten 
eine derartige gegenseitige Anerkennung gegründet 
werden muß. Im Falle einer eingreifenderen Um- 
gestaltung des Ausbildungsprogramms eines Lan- 
des hätte der zuständige Sonderausschuß die Mög- 
lichkeit, Stellungnahmen abzugeben zur Frage der 
Bedingungen, unter denen ein derart geändertes 
Ausbildungsprogramm für die globale gegenseitige 
Anerkennung in Betracht kommt. 

7. Schließlich vertreten die dänischen Behörden 
noch die Auffassung, daß die Regelungen der Richt- 
linien keinesfalls den allgemeinen Beratungen des 
Rates über die Möglichkeit einer langfristigen 
bildungspolitischen Zusammenarbeit vorgreifen dür- 
fen. 
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Anlage II 


Vermerk der irischen Delegation 

Da die irische Delegation nur an einer der Sitzungen 
der Arbeitsgruppe, der Sitzung vom 26. und 27. Ok- 
tober 1972, teilgenommen hat, muß sie ihre Bemer- 
kungen vorerst auf diesp beschränken. Es liegt ihr 
noch kein offizieller Sitzungsbericht vor; der end- 
gültige Wortlaut der Mitteilung der Arbeitsgruppe 
an den Rat ist ihr deshalb nicht genau bekannt. 

Die irische Delegation bezieht ihre Bemerkungen 
auf alle freien Berufe, für welche die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften Richtlinienent- 
würfe ausgearbeitet hat und geht davon aus, daß 
diese Richtlinien sich auf die Gemeinschaft der neun 
Mitgliedstaaten beziehen, die ab 1. Januar 1973 be- 
steht. 

Da unseres Wissens vom irischen Standpunkt einige 
Änderungen an den Richtlinienentwürfen erforder- 
lich sind und zudem noch gewisse Meinungsver- 
schiedenheiten über einige grundlegende Aspekte 
der Entwürfe bestehen dürften, halten wir ihre er- 
neute Prüfung für sehr wünschenswert. Unseres 
Erachtens könnten brauchbare Ergebnisse auf die- 
sem Gebiet am wirksamsten erzielt werden, wenn 
zur Unterstützung der Kommission bei ihrer Arbeit 
ein Beirat für jeden Beruf eingesetzt wird, in den 
jeder Mitgliedstaat je ein Mitglied entsendet. Wir 
hoffen, daß dieser Standpunkt allgemein gebilligt 
wird. 

übrigens würden die Beiräte nur als Sachverstän- 
digengremien zur Beratung eingesetzt; die Ergeb- 
nisse wären weder für die Kommission noch für die 
Mitgliedstaaten verbindlich. 
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Anlage III 


Vermerk der Delegation des Vereinigten König- 
reichs 

1. Die Delegation des Vereinigten Königreichs 
wünscht, daß die innerhalb der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft anerkannten beruflichen Befähigungs- 
nachweise möglichst bald in der gesamten Gemein- 
schaft ohne weiteres nach Maßgabe des in Artikel 57 
Absatz 1 des EWG-Vertrages festgelegten Zieles 
anerkannt werden. Nach Auffassung des Vereinig- 
ten Königreichs müssen die im Rahmen des Arti- 
kels 57 Absatz 2 des EWG-Vertrages zu treffenden 
Maßnahmen so gestaltet sein, daß bei der Verwirk- 
lichung des Ziels ein Höchstmaß an Wirksamkeit 
erreicht werden kann. 

2. Bei ’den bisher hierfür ausgearbeiteten Richt- 
linienentwürfen, die von quantitativen Kriterien 
ausgehen, ist beanstandet worden, daß sie nicht der 
Ausbildungsqualität Rechnung tragen, die inner- 
halb dieser Kriterien erhebliche Niveauunterschiede 
aufweisen kann. Ferner wurde beanstandet, daß sie 
auch bei nachgiebiger Auslegung, die Abweichun- 
gen in der Praxis ermöglichen soll, beispielsweise 
hinsichtlich des Gleichgewichts zwischen akademi- 
scher und praktischer Ausbildung bei bestimmten 
Berufen, ein System vorschreiben könnte, welches 
unter Umständen die sich auf dem Gebiete des 
Bildungswesens aus veränderten Bedürfnissen oder 
verschiedenen Neuerungen ergebenden Verbesse- 
rungen außer acht läßt oder sogar erheblich er- 
schwert. Die Delegation des Vereinigten König- 
reichs nimmt zur Kenntnis, daß in dem Bericht der 
Arbeitsgruppe die Notwendigkeit einer Lockerung 
und eines mehr qualitativen Ansatzes anerkannt 
wird, hat jedoch erhebliche Bedenken, ob die in dem 


Bericht offenbar angesprochenen Verfahren geeig- 
net sind, diesen Notwendigkeiten angemessen Rech- 
nung zu tragen. Diese Vorschläge (beispielsweise 
für die Annahme „qualitativer Kriterien") könnten 
in verschiedener Hinsicht die Schwierigkeiten sogar 
noch verschärfen. 

3. Es handelt sich um ein vielschichtiges Problem 
und die richtige Lösung dürfte eine nach Berufen 
differenzierte Lösung sein. Nach Ansicht der Dele- 
gation des Vereinigten Königreichs kommt es we- 
sentlich darauf an, daß es für jeden Beruf unter 
Berücksichtigung der in den Ländern der erweiter- 
ten Gemeinschaft herrschenden Gegebenheiten ge- 
prüft wird. Nach Meinung der Delegation wäre es 
bei einigen oder vielleicht sogar bei allen Berufen 
am besten, die Lösung auf dem Wege der Bildung 
von Ausschüssen für jeden Beruf zu suchen, die 
die Kommission darüber beraten, ob die von den 
Mitgliedstaaten im Inlandsbereich anerkannten Be- 
fähigungsnachweise für die Anerkennung in der ge- 
samten Gemeinschaft geeignet sind. Die Mitglieder 
dieser Ausschüsse müssen nicht in jedem Fall die 
gleichen sein, sie sollen aber im allgemeinen aus 
Vertretern von Behörden (Regierungs- und/oder 
anderen Behörden) bestehen, die für Erteilung und 
Anerkennung von Befähigungsnachweisen in den 
in Frage kommenden Berufen in den Ländern der 
Gemeinschaft zuständig sind. Es kann damit gerech- 
net werden, daß den meisten staatlich anerkannten 
Befähigungsnachweisen ohne weiteres die Geltung 
auf europäischer Ebene zugebilligt wird. Wenn je- 
doch ein Ausschuß Bedenken anmeldet, müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, um die Anerken- 
nungswürdigkeit nach Anhörung der zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden festzustellen. 
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Gegenseitige Anerkennung der Diplome 

Zusammenfassung 

Erbetene Änderungen der deutschen Delegation 


Korrigendum 


1. Seite 3, Punkt 2, 2. Absatz 

Anstatt: 

Die deutsche Delegation vertritt jedoch die Auffas- 
sung, daß die Erörterung dieser Probleme unter 
Berücksichtigung des derzeitigen Standes der Arbei- 
ten in der Gruppe fortgesetzt werden sollte 

muß es heißen: 

Die deutsche Delegation vertritt dagegen die An- 
sicht, daß angesichts des gegenwärtigen Standes 
der Arbeiten in der Gruppe, die anstehenden Pro- 
bleme weiter erörtert werden müßten. 

2. Seite 5, Punkt 4, in der 3. Zeile 

Nach dem Wort „Behörden" muß hinzugefügt wer- 
den „und Stellen". 
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Anhang 2 

Bericht 

Hearing über die gegenseitige Anerkennung der beruflichen Befähigungsnachweise 
im Rahmen der Niederlassungsfrelheit für Arzte 
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I. Zielsetzung des Hearings 9 

II. Ärzte-Richtlinien - Derzeitiger Stand 9-10 

III. Bericht über das Hearing 

A. Fragen betreffend die Niederlassungsfreiheit 10 - 12 

B. Sonstige zur Sprache gebrachte Punkte 12 


Anlagen 

I. Vertragsbestimmungen 
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Liste der Teilnehmer und der offiziellen Beobachter 16 - 20 


13 
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1. Zielsetzung des Hearings 

1 . Nach dem Vertrag von Rom sind die Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates aufzuheben (siehe Anlage I). 

2 . Was die Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für Angehörige der selb- 
ständigen Berufe betrifft, so hat die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften dem Rat entspre- 
chend den Vertragsvorschriften Richtlinienvorschläge 
zu unterbreiten, die die Aufhebung der Beschrän- 
kungen in allen Mitgliedstaaten gewährleisten 
sollen. 

3. Im Sommer 1973 verschaffte die Kommission 
sich einen allgemeinen Überblick über den bisher 
bei der Behandlung der von ihr ausgearbeiteten 
Richtlinienentwürfe zur Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit für die freien Berufe erreichten 
Stand. 

4 . Sie stellte fest, daß zwar eine Reihe der bisher 
von ihr vorgelegten Richtlinienentwürfe bereits im 
Rat erörtert wird, daß der Rat jedoch noch keine 
dieser Richtlinien erlassen hat. Die Zahl der noch 
offenen Fragen wechselte je nach Berufsgruppe. Ein 
spezielles Problem ergab sich jedoch in irgendeiner 
Form im Zusammenhang mit praktisch allen Be- 
rufen, nämlich die gegenseitige Anerkennung der 
beruflichen Befähigungsnachv/eise. 

5 . Dieser Aspekt stand neuerdings - vor allem als 
Folge der Erweiterung der Gemeinschaft - wieder 
zur Diskussion. Die Kommission war daher der An- 
sicht, daß es für die weitere Arbeit des Rates im 
Bereich der Richtlinien von Nutzen wäre, die Ge- 
legenheit zu ergreifen, um sich ein Bild von den 
neuesten Auffassungen der in erster Linie betrof- 
fenen Gremien und Verbände zu der besonderen 
Frage der gegenseitigen Anerkennung zu verschaf- 
fen. 

6 . Dies war nach Ansicht der Kommission um so 
dringender, als deutlich geworden war, daß in bezug 
auf den Zweck der Richtlinienentwürfe gewisse Miß- 
verständnisse bestanden und daß die Vorschläge 
in manchen Kreisen sogar grundsätzlich auf Miß- 
trauen und Widerstand stießen. 

7 . Die Kommission beschloß daher, für einen Beruf 
ein Hearing zu veranstalten, und sie entschied sich 
für den Beruf des Arztes. Diese Wahl beruhte zum 
Teil auf der Tatsache, daß die Diskussionen im Rat 
gerade in bezug auf die Arzte-Richtlinienentwürfe 
weit fortgeschritten sind, und zum Teil auch auf der 
Überlegung, daß es sich um einen Beruf handelt, 
bei dem - zumindest hinsichtlich der praktischen 


Arzte - die Probleme der Begriffsbestimmung weni- 
ger zahlreich sind als in anderen Fällen. Außerdem 
ist der Arztberuf für die Öffentlichkeit generell von 
Interesse. 

8 . Das Hearing fand vom 22. bis 25. Oktober 1973 in 
Brüssel statt. Zur Teilnahme eingeladen waren die 
Berufsverbändc der Ärzte, die Iloclihdiulrektoren- 
konferenzen (einschließlich des Lehrkörpers der 
medizinischen Fakultäten), Medizinstudentenver- 
einigungen, die Organisationen der Krankenhäuser 
und der Krankenkassen sowie die der Verbraucher. 
Diese Gremien waren sowohl auf nationaler Ebene 
als auch, soweit vorhanden, auf europäischer Ebene 
vertreten. Eine Liste der Teilnehmer ist diesem 
Bericht beigefügt. Der Ministerrat, der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß, das Europäische Parlament und 
die Regierungen der Mitgliedstaaten waren aufge- 
fordert worden, Beobachter zu entsenden. Entspre- 
chende Einladungen ergingen auch an die Euro- 
päischen Verbindungsausschüsse anderer Berufe. 


II. Ärzte-Richllinien - Derzeitiger Stand 

9 . Für die Berufe der praktischen Ärzte und der 
Fachärzte wurden dem Rat von der Kommission am 
3. März 1969 Richtlinienvorschläge unterbreitet. Es 
handelt sich um drei Richtlinien, die im einzelnen 
betreffen: 

(i) die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten des Arztes; 

(ii) die gegenseitige Anerkennung der ärztlichen 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise und 

(iii) die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die selbständigen Tätigkeiten 
des Arztes. 

10 . Der Rat hat gemäß den Bestimmungen des Ver- 
trages von Rom den Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß und das Europäische Parlament angehört; 
diese haben ihre Stellungnahme am 29. Januar 1970 
bzw. am 8. Juli 1970 abgegeben. 

11 . Die Richtlinienentwürfe wurden von den Orga- 
nen des Rates erörtert; Ende 1972 waren insbe- 
sondere noch drei Fragen offen. Diese betreffen: 

(i) das Erfordernis des Entwurfs der Koordinie- 
rungsrichtlinie, daß die Ausbildungszeit eines 
Arztes nicht nur mindestens sechs Jahre dauern, 
sondern auch 5500 Stunden praktischen und 
theoretischen Unterricht umfassen muß; 

(ii) die Frage einer zeitlich begrenzten Ausnahme- 
bestimmung, wonach ein Teil der Facharzt-Aus- 
bildung in Teilzeit erworben werden kann; 
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(iii) die Stellung der Ärzte in öffentlichen Kranken- 
häusern, die in bestimmten Ländern als Beamte 
gelten und deshalb von den Bestimmungen des 
Artikels 48 Abs. 4 des Vertrags von Rom aus- 
geschlossen sind. 

12 . Der Rat hat bei seinen Erörterungen berück- 
sichtigt, daß die Tätigkeiten des Arztes nicht nur 
unter die Bestimmungen des Vertrags von Rom 
über das Niederlassungsrecht fallen. Soweit diese 
Tätigkeiten von unselbständigen Ärzten ausgeübt 
werden, wurde die Freizügigkeit für diesen Per- 
sonenkreis durch die Verordnung EWG Nr. 1612/68 
vom lv5. Oktober 1968 verwirklicht; eine Ausnahme 
bildet die gegenseitige Anerkennung der Diplome. 
Es wurde daher vorgesehen, diese Lücken dadurch 
zu schließen, daß die Vergünstigungen der Richt- 
linie „Anerkennung der Diplome'' auf die unselb- 
ständigen Ärzte ausgedehnt werden. 

13 . Mit der Erweiterung der Gemeinschaft tauchten 
weitere Probleme auf, die zum Teil auf Unterschiede 
in der Struktur und Praxis in den Beitrittsländern 
zurückgehen. Einige dieser Probleme sind vorwie- 
gend rechtlicher oder administrativer Art; eine be- 
sondere Frage ergab sich aber in Verbindung mit 
den Vorschriften über die Mindestausbildungsbe- 
dingungen, Hierzu wurde die Auffassung geäußert, 
man müsse nicht nur die Länge der Ausbildung 
spezifizieren, sondern auch Kriterien darüber vor- 
sehen, welche Kenntnisse und Erfahrungen diese 
Ausbildung vermitteln soll. Um ein gemeinsames 
Vorgehen der Mitgliedstaaten bei der Anwendung 
derartiger Bestimmungen zu erleichtern, sollten die 
Richtlinien die Schaffung eines mit eben dieser Auf- 
gabe betrauten Beratenden Ausschusses vorsehen. 

14 . Für die Zwecke des Hearings wurden den Teil- 
nehmern und Beobachtern folgende amtliche Doku- 
mente ausgehändigt: 

(i) Wortlaut der drei Richtlinienentwürfe über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Arztes (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 54 vom 
28. April 1969), 

(ii) Wortlaut der Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu den Richtlinienent- 
würfen (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 36 vom 28. März 1970), 

(iii) Wortlaut der Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments zu den Richtlinienentwürfen (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 101 
vom 4. August 1970). 

Die Teilnehmer erhielten ferner eine Aufzeichnung 
über die Bestimmungen des Vertrages von Rom 
betreffend die Niederlassungsfreiheit (Anlage I) so- 
wie einen Fragebogen (Anlage II) mit drei Gruppen 
von Fragen, mit denen die Kommission den Rah- 
men für das Hearing abstecken wollte. 


III. Bericht über das Hearing 

A. Fragen betreffend die Niederlassungsfreiheit 

15 . Die Kommission erklärte, daß das Hearing nicht 
Teil des Entscheidungsprozesses der Gemeinschaft 
sei und daß es keinesfalls die Diskussion in den 
Arbeitsgruppen des Rates aufhalten solle. Spezi- 
fische sachdienliche Anregungen würden jedoch dem 
Rat zu dem Zweck mitgeteilt werden, ihm die Dis- 
kussion der Richtlinienentwürfe zu erleichtern. 

16 . Die Kommission stellte ebenfalls klar, daß für 
die Zwecke der Richtlinien gemäß Artikel 57 EWG- 
Vertrag die gegenseitige Anerkennung sich nicht 
auf die akademischen Diplome bezieht, sondern auf 
alle akademischen und sonstigen Befähigungsnach- 
weise, die für die Aufnahme und Ausübung des 
Berufs in einem Mitgliedstaat vorgeschrieben sind, 
d. h. sie bezieht sich auf das „Endprodukt" der Aus- 
bildung. 

17 . Das Hearing bestätigte den weitverbreiteten 
Wunsch auf seiten der Teilnehmer nach der Schaf- 
fung der Niederlassungsfreiheit für die Ärzte inner- 
halb der Gemeinschaft. Es unterstrich auch, welche 
Bedeutung die Teilnehmer der Aufrechterhaltung 
der Qualität der ärztlichen Ausbildung innerhalb 
der Gemeinschaft beimessen. 

18 . Es wurde darauf hingewiesen, daß die Richt- 
linien weder die Freiheit der Universitäten in ihrer 
Bildungsfunktion beeinträchtigen noch Veränderun- 
gen oder Reformen verhindern dürfen, die der Fort- 
schritt in der medizinischen Wissenschaft und Lehre 
oder Veränderungen in den Anforderungen, die 
die Gesellschaft an den Beruf des Arztes stellt, 
wünschenswert machen werden. 

19 . Es wurde eingeräumt, daß die Frage der gegen- 
seitigen Anerkennung nur im Sinne einer Vergleich- 
barkeit der Ausbildungsnormen in den Grundzügen 
behandelt werden kann, da Unterschiede in den 
Ausbildungssystemen nicht nur von Land zu Land, 
sondern auch innerhalb der Länder bestehen. Man 
war jedoch allgemein der Ansicht, daß die Voraus- 
setzungen für das „Endprodukt" der Ausbildung 
heute in der gesamten Gemeinschaft weitgehend 
vergleichbar sind. 

20 . Zu diesem Punkt wurde ein Vorbehalt gemacht 
von seiten der dänischen Teilnehmer, die darauf 
verwiesen, daß ein Arzt in Dänemark nach sechs 
Jahren Hochschulstudium eine weitere zweijährige 
Ausbildungszeit ableisten muß, ehe er praktischer 
Arzt sein kann. 

21 . Weitere Punkte, die im Zusammenhang mit der 
ärztlichen Grundausbildung vorgebracht wurden, 
betrafen in der Hauptsache die Frage, wie weit in 
den Richtlinien Bestimmungen festgelegt werden 
müßten, die gewährleisten, daß die Ausbildungs- 
normen in allen Mitgliedstaaten in Zukunft aufrecht- 
erhalten werden. 
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Festlegung quantitativer und/oder qualitativer 
Kriterien 

22 . Der Ständige Ausschuß der Ärzte der EWG 
äußerte die Ansicht, zu der er auf seiner Tagung im 
Mai 1973 gelangt war, daß die Richtlinien als Min- 
destvoraussetzung eine Ausbildungszeit von sechs 
Jahren oder 5500 Ausbildungsstunden vorsehen 
sollten. Gegen diese Formulierung wurden nur 
wenige Einwande vorgebracht, wenngleich einige 
Redner die Zweckmäßigkeit quantitativer Kriterien 
bezweifelten. 

23 . Ein Hochschulvertreter war der Ansicht, daß 
diese Kriterien durch qualitative Kriterien ergänzt 
werden müßten. Andere Redner gaben zu beden- 
ken, daß es in der Praxis schwer sein würde, Krite- 
rien zu formulieren, die ihrer Art nach wirklich 
qualitativ sind; es wurde auch die Befürchtung ge- 
äußert, daß der Versuch, eine allgemeine Einigung 
über die Formulierung solcher Kriterien in den 
Richtlinien selbst zu erzielen, die Verabschiedung 
der Richtlinien verzögern könnte. Der Ständige Aus- 
schuß der Ärzte der EWG war auf seiner Tagung 
im Mai 1973 zu der Auffassung gelangt, daß die 
Frage der qualitativen Normen Gegenstand einer 
gesonderten Untersuchung sein sollte. 

Einsetzung eines Beratenden Ausschusses 

24 . Die Einsetzung eines Beratenden Ausschusses, 
der sich nicht nur mit den derzeitigen Normen der 
ärztlichen Ausbildung zu befassen hätte, sondern 
auch für Fragen im Zusammenhang mit der Frei- 
zügigkeit der Arzte zuständig wäre und die Kom- 
mission bei allen einschlägigen Problemen beraten 
könnte, wurde von den Vertretern der Universi- 
täten allgemein für besonders wichtig erachtet. Ein 
solcher Ausschuß müßte nach ihrer Ansicht in glei- 
chem Maß für den Berufsstand wie für die Aus- 
bildungseinrichtungen repräsentativ sein; nach Mög- 
lichkeit sollte ihm auch ein Nichtmediziner als Ver- 
treter der Gesellschaft angehören. Seine Zusammen- 
setzung und seine Aufgaben sollten in den Richt- 
linien verankert werden. Befürwortet wurde die 
Schaffung eines solchen Ausschusses auch unter dem 
Gesichtspunkt der Krankenhäuser. 

25 . Der Ständige Ausschuß hielt ebenfalls eine kon- 
tinuierliche Beratung auf europäischer Ebene für 
notwendig und erklärte sich im Prinzip für die Ein- 
setzung eines Beratenden Ausschusses für die medi- 
zinische Ausbildung, der auch die Durchführung der 
Richtlinien unterstützen und an die Kommission 
Empfehlungen richten würde, wenn die Richtlinien 
später geändert oder ergänzt werden müßten. Hin- 
sichtlich der Einzelheiten bedarf es noch näherer 
Überlegungen, doch war der Ständige Ausschuß der 
Ansicht, daß ein solcher Beratender Ausschuß in 
der Hauptsache aus Angehörigen des Berufsstan- 
des bestehen sollte. 


26 . Von seiten der Verbraucher wurde vorgebracht, 
daß ein solcher Ausschuß auch die Interessen der 
Patienten vertreten müßte. 

27 . Es wurde auch erwähnt, auf weiche Weise ein 
Beratender Ausschuß eingesetzt werden könnte. 
Dafür gibt es drei Möglichkeiten: 

(i) durch spezifische Bestimmungen in den Richt- 
linien selbst, 

(ii) durch gesonderten Beschluß des Rates oder 

(iii) durch die Kommission. 

Anpassungszeit 

28 . Viele Teilnehmer befürworteten eine Anpas- 
sungszeit für Ärzte, die in ein anderes Land gehen. 
Damit soll gewährleistet werden, daß sie mit der 
Sprache des Aufnahmelandes und den rechtlichen 
und sozialen Verhältnissen, unter denen sie prakti- 
zieren sollen, genügend vertraut sind. Nach Ansicht 
des Juristischen Dienstes der Kommission wäre das 
eine Diskriminierung der aus anderen Mitglied- 
staaten kommenden Ärzte und daher unvereinbar 
mit den Bestimmungen des Vertrags. Es wurde je- 
doch von den Teilnehmern angeregt, daß weitere 
Überlegungen angestellt werden, um eine annehm- 
bare Lösung zu finden. 

Fachärztliche Ausbildung 

29 . Die in den Richtlinienentwürfen vorgeschlagene 
generelle Methode für die Anerkennung der fach- 
ärztlichen Befähigungsnachweise wurde von den 
Teilnehmern nicht in Frage gestellt, doch wurde 
darauf hingewiesen, daß das Problem weit kom- 
plexer ist als im Falle der Grundausbildung. Es 
bestehen beträchtliche Unterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der normalerweise zum 
Erwerb des Facharztstatus benötigten Zeit; außer- 
dem sind nicht alle Fachrichtungen allen Ländern 
gemeinsam, und in Großbritannien und Irland gibt 
es keine Facharztregistrierung. 

30 . In diesem Zusammenhang wurde auch hinge- 
wiesen auf die Notwendigkeit einer Ausbildung für 
praktische Arzte, die über die für die Aufnahme 
des Berufs erforderliche Grundausbildung hinaus- 
geht. 

31 . Viele Redner betonten, daß viele Aspekte die- 
ser Fragen sehr komplex sind und daß die Qualität 
der fachärztlichen Ausbildung sehr wichtig ist; wenn 
daher ein Beratender Ausschuß eingesetzt wird, 
dann sollten diese Punkte unbedingt in sein Man- 
dat einbezogen werden. 

32 . Sehr ausführlich wurde die Frage der Teilzeit- 
ausbildung für Fachärzte behandelt. Während der 
Grundsatz der Vollzeitausbildung generell akzep- 
tiert wurde, forderten mehrere Redner nachdrück- 
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lieh eine Regelung auch für Ärzte, denen eine Voll- 
zeitausbildung nicht möglich ist. Besonders erwähnt 
wurde die Stellung der verheirateten Ärztin, wenn- 
gleich anerkannt wurde, daß es nicht zweckmäßig 
wäre, eine Sonderbehandlung nur für Frauen vor- 
zusehen. Eine weitere Frage war, ob eine solche 
Regelung eine Übergangsregelung oder eine Dauer- 
regelung sein sollte. Einige Sprecher äußerten mit 
großer Bestimmtheit die Äuffassung, daß eine 
Dauerregelung vorgesehen werden sollte. 

Angestellte Ärzte und Krankenhausärzte 

33 . Die Teilnehmer begrüßten es, daß im Rat grund- 
sätzlich Einigkeit darüber besteht, die Bestimmun- 
gen der Richtlinien auch auf angestellte Ärzte aus- 
zudehnen. Mit Nachdruck wurde die Auffassung 
vertreten, daß die Ärzte die Freiheit haben sollten, 
eine Anstellung in Krankenhäusern jedes anderen 
Mitgliedstaates anzunehmen, einerlei ob es sich um 
private oder öffentliche Krankenhäuser handelt. 

B. Sonstige zur Sprache gebrachte Punkte 

34 . Viele Redner forderten, daß die Medizinstu- 
denten sowohl während des Studiums als auch wäh- 
rend der klinischen Ausbildung die Möglichkeit der 
freien Wahl zwischen den Lehr- und Äusbildungs- 
einrichtungen der verschiedenen Mitgliedstaaten 
haben sollten, daß also in einem Land der Gemein- 
schaft abgeleistete Studien- oder Ausbildungszeiten 
von den übrigen Mitgliedstaaten anerkannt und an- 
gerechnet werden. Auch der Vorsitzende des 
Hearings hielt diese Gesichtspunkte für wichtig und 
gab der Hoffnung Ausdruck, daß die Kommission 
sie im größeren Rahmen der Frage der Freizügig- 
keit im Bildungswesen und der akademischen 
Gleichwertigkeit der Diplome berücksichtigen 
werde. 

35 . Verschiedene Redner brachten den in einigen 
Mitgliedstaaten bestehenden „Numerus clausus" 
für die Zulassung zur ärztlichen Ausbildung zur 
Sprache, sowie die daraus resultierenden Probleme 
in bezug auf die Freizügigkeit der Studenten, die 
in einem anderen Land studieren wollen. Es wurde 
die Ansicht vertreten, daß, wenn schon ein Numerus 
clausus in der Gemeinschaft unvermeidlich ist, er 
dann in allen Mitgliedstaaten bestehen sollte. 


36 . Die Vertreter der Ärztevereinigungen forder- 
ten die Angleichung der Verhaltensweisen, d. h. der 
Regeln für die Praxis innerhalb der Gemeinschaft; 
nach ihrer Ansicht sollte die Erklärung, die der 
Ständige Ausschuß der Ärzte der EWG auf seiner 
Tagung in Nürnberg 1967 zur Frage der Ausübung 
des Arztberufs abgegeben hat, in die Richtlinien 
aufgenommen werden. Vom Gesichtspunkt der 
Krankenhäuser wurde jedoch betont, daß ein solcher 
Vorschlag die vorherige Konsultation und Diskus- 
sion mit den Krankenhäusern erfordern würde. 

37 . Eine Reihe von Diskussionsbeiträgen galt der 
wünschenswerten Verpflichtung des Arztes, sich 
während der praktischen Berufsausübung ständig 
weiter zu bilden, damit er über alle neuen Entwick- 
lungen in der Medizin orientiert ist und seine Fach- 
kenntnisse laufend auf den neuesten Stand bringt. 
Es wurde angeregt, dieses Thema auf der Ebene 
der Gemeinschaft noch eingehender zu erörtern. 

38 . Verschiedene Redner wiesen auf die bei den 
jungen Ärzten bestehende Tendenz hin, sich in den 
attraktiveren geographischen Gebieten oder in 
wohlhabenden Stadtbezirken niederzulassen, was 
ernste Probleme der Unterbesetzung in den weniger 
anziehenden Teilen der Gemeinschaft aufwirft. Es 
wurde die Befürchtung geäußert, daß die Verwirk- 
lichung der Freizügigkeit in der gesamten Gemein- 
schaft diese Probleme verschärfen könnte. 

Schlußfolgerung 

Die vorausgehenden Abschnitte steilen eine Zusam- 
menfassung der wesentlichsten Punkte dar, die sich 
aus dem Anhörungsverfahren ergeben haben. Sie 
können die große Reichweite der Diskussionsbei- 
träge - deren Gesamtwirkung darin bestand, allen 
Beteiligten ein erheblich klareres Verständnis der 
bestehenden Probleme und Ansichten zu vermitteln 
- nicht vollständig sichtbar machen. 

Die Kommission spricht allen Teilnehmern ihren 
Dank aus. Sie teilt voll und ganz die von einigen 
Rednern am Schluß des Anhörungsverfahrens aus- 
gesprochene Ansicht, daß das Unternehmen sehr 
lohnend war, daß es einige Mißverständnisse auf- 
geklärt und einige Ideen einander angenähert hat 
und daß es einen wertvollen Beitrag zu künftigen 
Fortschritten auf den in Frage stehenden Gebieten 
geleistet hat. 
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Anlage I 

Vertragsbestimmungen betreffend die Niederiassungsfreiheit für Angehörige der freien Berufe 


Die Artikel 52 bis 66 des EWG-Vertrags enthalten 
die Bestimmungen über das Niederlassungsrecht 
und den freien Dienstleistungsverkehr im Zusam- 
menhang mit den selbständigen Erwerbstätigkei+en 
der freien Berufe. 

Die Artikel 52 und 59 sehen die schrittweise Auf- 
hebung aller Bestimmungen in den Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten vor, die Angehörige 
anderer Mitgliedstaaten daran hindern, ihre Tätig- 
keiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben, 
wie sie für die eigenen Staatsangehörigen gelten. 
Etwaige Diskriminierungen zwischen eigenen Staats- 
angehörigen und denen anderer Mitgliedstaaten 
müssen daher beseitigt werden. 

Um die Aufnahme und die Ausübung der selbstän- 
digen Tätigkeiten zu erleichtern, sieht Artikel 57 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
und die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Aufnahme 
und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten vor. 


Für die ärztlichen, arztähnlichen und pharmazeuti- 
schen Berufe ist die Aufhebung der Beschränkun- 
gen an die vorhergehende Koordinierung gebun- 
den 

Die Verwirklichung dieser Ziele wurde den Insti- 
tutionen der Gemeinschaft übertragen; der Rat hat 
zu diesem Zweck die von der Kommission ausge- 
arbeiteten Vorschläge nach Anhörung des Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu erlassen. 

Diese Vorschläge haben die Form von Richtlinien. 
Es handelt sich hierbei um einen Rechtsakt, der für 
die Mitgliedstaaten verbindlich ist, aber eine Über- 
nahme in das nationale Recht jedes Mitgliedstaates 
nach den jeweils hierfür gesetzlich vorgesehenen 
Verfahren bedingt. Die Richtlinie ist insoweit durch 
eine gewisse Flexibilität gekennzeichnet, als sie in 
der Regel nur die großen Züge der gemeinsamen 
Regelung aufzeichnet und es den Mitgliedstaaten 
überläßt, die offenen Punkte selbst zu präzisieren. 
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Anlage II 


Hearing „Arzte": 22.-25. Oktober 1973 Arbeitsunterlage B 

Fragen, zu denen die Ansichten der Teiinehmer ermitteit werden soiien 


I. Zur Verwirklichung der Freizügigkeit für Arzte 
innerhalb der Gemeinschaft bedarf es des Ein- 
vernehmens aller Mitgliedstaaten darüber, 
welche Voraussetzungen für die Aufnahme und 
die Ausübung des Arztberufes notwendig sind. 

II. Grundsätzlich gibt es hierfür zwei Wege: 

a) Es könnte vorgesehen werden, daß ein Arzt, 
der die Voraussetzungen für die Aufnahme 
und Ausübung des Arztberufes in seinem 
eigenen Land erfüllt, seine Praxis gleich- 
zeitig in einem anderen Land der Gemein- 
schaft ausüben können soll. Diese Lösung 
würde auf gegenseitigem Vertrauen in die 
weitgehende Vergleichbarkeit der Ausbil- 
dungsvoraussetzungen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft fußen. 

b) Die Alternative wäre, daß in die Richtlinien 
besondere Maßstäbe für Mindestausbil- 
dungsvoraussetzungen aufgenommen wer- 
den, die für die gegenseitige Anerkennung 
erfüllt werden müssen. Diese Maßstäbe 
könnten verschieden aussehen. 

IIL Ausgehend von diesen Alternativen ergeben 
sich daher folgende Fragen: 

A. Ärztliche Grundausbildung 

(Erste Sitzung) 

(1) Halten Sie ein System der gegenseitigen Aner- 
kennung, das sich auf der in Absatz II (a) be- 
zeichneten Vorstellung begründet, für wün- 
schenswert? 

Wenn ja, läßt es sich verwirklichen? Welche 
etwaigen praktischen Probleme stellen sich Ihres 
Erachtens bei der Anwendung eines derartigen 
Systems, und wie könnten sie gelöst werden? 

(2) Für den Fall, daß Sie das Konzept von Ab- 
satz II (a) für unerwünscht oder unbrauchbar 
halten, welche Maßstäbe sollten dann in den 
Richtlinien gesetzt werden, um Mindestausbil- 
dungsvoraussetzungen zu schaffen? 

a) Sollten derartige Maßstäbe ihrer Art nach 
rein quantitativ sein? 

Wenn ja, halten Sie die in dem Richtlinien- 
Entwurf vorgeschlagene Mindestausbildungs- 
zeit von 6 Jahren mit 5500 Stunden theore- 
tischer und praktischer Ausbildung für ange- 
messen? 


b) Halten Sie es für notwendig, als Alternativ- 
lösung oder zusätzlich qualitative Maßstäbe 
zu setzen? 

Wenn ja, wie sollten Ihres Erachtens der- 
artige qualitative Maßstäbe aussehen? 


(Zweite Sitzung) 

(3) Halten Sie es für notwendig, daß Mindestaus- 
bildungsvoraussetzungen festgelegt werden? 

a) Wie wären in diesem Fall quantitative Vor- 
aussetzungen praktisch zu definieren? 

(Besteht zum Beispiel in allen Ländern die 
Möglichkeit, die Zahl der Ausbiidungsstun- 
den, die ein Arzt erhält, festzustellen? Wie 
wird eine Ausbildungsstunde definiert usw.?) 

b) Wie könnte bei Verwendung qualitativer 
Maßstäbe beurteilt werden, ob diese einge- 
halten wurden? 

c) Weiches Gremium wäre für eine derartige 
Beurteilung zuständig? 

d) Welche Funktionen hätten hierbei Berufs- 
stand, rechtsetzende Organe, Universitäten 
und Regierungen? 

e) Wie könnten relevante akademische und be- 
rufliche Gremien die Kommission bei der Er- 
arbeitung von Vorschlägen zur Ergänzung 
der Richtlinien unterstützen, um darin die 
Entwicklungen von medizinischer Wissen- 
schaft und Ausbildung zum Ausdruck zu 
bringen. 


B. Die Fachausbildung 

(Dritte Sitzung) 

(4) a) Sind Sie der Auffassung, daß quantitative 

Maßstäbe nach den in den Richtlinienent- 
würfen vorgezeichneten Leitlinien ausrei- 
chend sind? 

b) Wenn nicht, in welcher Form sollten zusätz- 
liche Maßstäbe gesetzt werden? Wie sollen 
sie ausgedrückt werden und wie wäre zu be- 
urteilen, ob sie erfüllt worden sind? 

(5) a) Sollten von dem in den Richtlinien-Entwürfen 

verankerten Grundsatz, daß die Fachausbil- 
dung eine Vollzeitausbildung sein soll, Aus- 
nahmen gemacht werden können? 
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b) Wenn ja, für welche Personengruppen sollen 
derartige Ausnahmen gelten? Sollen sie für 
alle Fachrichtungen gelten? 

c) Sollten sich derartige Ausnahmen zugunsten 
einer Teilzeitausbildung auf die Gesamtaus- 
bildungsdauer oder nur auf einen Teil der- 
selben beziehen? 

d) Sollten derartige Ausnahmen nur für einen 
begrenzten Zeitraum oder als Übergangsbe- 
stimmung vorgesehen werden? 


C. Allgemeine Frage 

(6) Glauben Sie, daß die Herbeiführung der gegen- 
seitigen Anerkennung beruflicher Befähigungen 
im Rahmen der Richtlinien über die Nieder- 
lassungsfreiheit Folgen für das umfassendere 
Problem der akademischen Äquivalenz von 
Diplomen hat? 
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Appendice 

Anhang 

Appendix 

Liste des Participants et des Observateurs Officiels 
Liste der Teilnehmer und der Offiziellen Beobachter 
List of Participants and Official Observers 


L Organisations professionnelles des medecins, Berufsorganisationen der Ärzte, 
Doctors' Professional Organisations 

Organisations europeennes, Europäische Organisationen, European Organisations 

On. Prof. A. Spinelli Comite Permanent des Medecins de la CEE, Roma 

Avocato A. Funari Comite Permanent des Medecins de la CEE, Roma 


Belgique - Belg'ie 

Dr. Andre Wynen 
Dr. Louis Beckers 
Dr. H. Delune 
Dr. A. Malfliet 
Ch. Paul 

Mme. J. Jacqmot 
Dr. G. Henrard 
Dr. J. Färber 
M. Beyns 


Danmark 

E. Henrichsen 
C. Lundstedt 
O. Marner 
M. H. Hansen 
J. Nehm 
E. Goldschmidt 


Deutschland (Bundesrepublik) 

Prof. J. Stockhausen 
Dr. H. P. Brauer 
R. Vonhoff 
Dr. R. Hess 
Dr. Odenbach 
H. Gelsner 
Frau Dr. Hollmann 
Dr. Reese 

France 

Dr. Monier 

Dr. Joncheres 

Mme. Maitre Mignon 

Dr. Brocar 

Mme. Villette 

Dr. Lagey 

Dr. Gueniot 

Dr. Coudrain 

Dr. Bechtold 

Ireland 

Dr. P. A. Farrelly 
Dr. S. Maguire 
Dr. C. Cleary 
Dr. N. Reilly 


Federation Beige des Chambres Syndicales des Medecins, Bruxelles 
Federation Beige des Chambres Syndicales des Medecins, Bruxelles 
Federation Beige des Chambres Syndicales des Medecins, Bruxelles 
Federation Beige des Chambres Syndicales des Medecins, Bruxelles 
Federation Beige des Chambres Syndicales des Medecins, Bruxelles 
Chambre Syndicale des Medecins de Belgique, Bruxelles 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Bruxelles 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Bruxelles 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Bruxelles 


Den Almindelige Danske Laegeforening, Kobenhavn 
Den Almindelige Danske Laegeforening, Kobenhavn 
Den Almindelige Danske Laegeforening, Kobenhavn 
Den Almindelige Danske Laegeforening, Kobenhavn 
Sundhedsstyrelsen, Kobenhavn 
Sundhedsstyrelsen, Kobenhavn 


Bundesärztekammer, Köln 
Bundesärztekammer, Köln 
Bundesärztekammer, Köln 
Kassenärztliche Bundesvereinigung 
Marburger Bund, Köln 
Marburger Bund, Köln 

Verband der Ärzte Deutschlands (Hartmannbund), Bonn 
Verband der niedergelassenen Ärzte, Köln 


Confederation des syndicats medicaux frangais, Paris 
Confederation des syndicats medicaux fran<;ais, Paris 
Confederation des syndicats medicaux frangais, Paris 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Paris 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Paris 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Paris 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Paris 
Conseil National de l'Ordre des Medecins, Paris 
Federation europeenne des Medecins de collectivites, Paris 


The Irish Medical Association, Dublin 
The Irish Medical Association, Dublin 
The Irish Medical Association, Dublin 
The Irish Medical Association, Dublin 
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J. G. McLaughlin 
Dr. Coleman 
A. B. Clery 
Dr. P. ßrennan 


Irish Medical Union, Dublin 
Irish Medical Union, Dublin 
The Medical Registration Council, Dublin 
The Medical Registration Council, Dublin 


Italia 

Dr. D. Poggiolini 
Prof. M. Fanfani 
Prof. C. landollo 
Prof. F. Perraro 
Maitre T. Accardi 
Dr. B. Baruchello 


Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 
Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 
Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 
Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 
Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 
Federazione Nazionale degli Ordini dei Medici dTtalia, Roma 


Luxembourg 
Dr. Thibeau 

Dr. G. Meisch 

G. Neu 

Nederland 


Association des Medecins et Medecins-Dentistes du Grand-Duche 
de Luxembourg 

Association des Medecins et Medecins-Dentistes du Grand-Duche 
de Luxembourg 

Association des Medecins et Medecins-Dentistes du Grand-Duche 
de Luxembourg 


Dr. C. L. C. Van Nieuwenhuizen 
Dr. F. H. J. Kortenhorst 
Dr. J. F. A. Van Rijn 
Meester H. A. Veenstra 


Koninklijke Nederlandse Maatschappij tot bevordering der 
Geneeskunst, Amsterdam 

Koninklijke Nederlandse Maatschappij tot bevordering der 
Geneeskunst, Amsterdam 

Koninklijke Nederlandse Maatschappij tot bevordering der 
Geneeskunst, Amsterdam 

Koninklijke Nederlandse Maatschappij tot bevordering der 
Geneeskunst, Amsterdam 


United Kingdom 

Dr. W. Lewin 
Dr. D. Stevenson 
Dr. A. Rowe 
P. R. T. Vickers 
Dr. E. Grey-Turner 
Dr. Jean Lawrie 
M. R. Brearley 
Mrs. J. Turner 
Dr. A. Alment 
Dr. D. F. Woodings 
Sir John Brotherston 
R. S. R. Beers 


British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
British Medical Association, London 
General Medical Council, London 
General Medical Council, London 


11. Universites - Conferences des recteurs (Representants du professorat incl.) 
Universitäten - Rektorenkonferenzen (einschl. Vertreter des Lehrkörpers) 
Universitäten - National Committees (incL Representatives of the Teadiing Staff) 


Organisations europeennes, Europäische Organisationen, European Organisations 


Prof. Dr. A. Gerlo Comite de Liaison des Conferences nationales des Recteurs 

d'Universite, Bruxelles 

Frau Prof. Dr. I. Kunert Comite de Liaison des Conferences nationales des Recteurs 

d'Universite, Bruxelles 


Belgique - Belgie 

Prof. G. Verdonck 
Prof. Castermans 
Prof. J. Vandenbroucke 


Conference des Recteurs des Universites Beiges 
Conference des Recteurs des Universites Beiges 
Conference des Recteurs des Universites Beiges 
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Danmark 

Port. Dr. med. B. Sorensen Rektorkollegiet, Kobenhavn 


Deutschland (Bundesrepublik) 

Prof. Dr. med. K. Hinrichsen 
Prof. Dr. med. Seidler 
Prof. Dr. med. G. Thews 
Prof. Dr. med. K. Weis 
von Götz 

Ireland 

Dr. D. I. D. Howie 
Prof. E. O'Dwyer 
Prof. P. Meenan 
Prof. R. J. Daly 

Nederland 

Prof. Dr. P. J. Thung 
Prof. Dr. F. van Fassen 

United Kingdom 
Prof. H. N. Robson 

Prof. W. J. H. Butterfield 

Dr. A. E. Sloman 

Prof. R. B. Welburn 


Westdeutsche Rektorenkonferenz, Bonn-Bad Godesberg 
Westdeutsche Rektorenkonferenz, Bonn-Bad Godesberg 
Westdeutsche Rektorenkonferenz, Bonn-Bad Godesberg 
Westdeutsche Rektorenkonferenz, Bonn-Bad Godesberg 
Westdeutsche Rektorenkonferenz, Bonn-Bad Godesberg 


Irish Committee of University Presidents, Dublin 
Irish Committee of University Presidents, Dublin 
Irish Committee of University Presidents, Dublin 
Irish Committee of University Presidents, Dublin 


Academische Raad, 's Gravenshage 
Academische Raad, 's Gravenshage 


Committee of Vice-Chancellors 
of the United Kingdom, London 
Committee of Vice-Chancellors 
of the United Kingdom, London 
Committee of Vice-Chancellors 
of the United Kingdom, London 
Committee of Vice-Chancellors 
of the United Kingdom, London 


and Principals of the Universities 
and Principals of the Universities 
and Principals of the Universities 
and Principals of the Universities 


IIL Universites - Organisations des etudiants en medecine 
Universitäten - Medizinstudenten- Vereinigungen 
Universities - Medical Students Organisations 


Belgique - Belgie 

G. Mileikowsky 

Danmark 

T. B. Sorensen 

H. Lykke 

Deutschland (Bundesrepublik) 
H. Kamps 

G. Kiem 

Nederland 
E. Buyserd 

H. L. Hamburger 

United Kingdom 

R. S. J. Frackowiak 
M. P. Coleman 


Cercle Europeen de l'U.L.B., Bruxelles 


Danske Laegestuderendes Landsrad, Kobenhavn 
Danske Laegestuderendes Landsrad, Kobenhavn 


Fachkonferenz Medizin im Verband Deutscher Studentenschaften, 
Bonn 

Fachkonferenz Medizin im Verband Deutscher Studentenschaften, 
Bonn 


Verbond van modische Studenten faculteiten in Nederland, 
Amsterdam 

Verbond van modische Studenten faculteiten in Nederland, 
Amsterdam 


British Medical Students' Association, London 
British Medical Students' Association, London 
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IV, Hapitaux, Krankenhäuser, Hospitals 

Organisations europeennes, Europäische Organisationen, European Organisations 

Dr. J. C. J. Burkens 
A. S. MacKenzie 
Dr. F. Milone 
Maltre Anrys 
Mme Lefort 


Coinite Hospitalier du Marche Commun, Arnhein + Düsseldorf 
Comite Hospitalier du Marche Commun, Arnhem + Düsseldorf 
Comite Europeen d'hospitalisation privee, Roma 
Comite Europeen d'hospitalisation privee, Bruxelles 
Comite Europeen d'hospitalisation privee, Bruxelles 


Belgique - Belg'ie 

Dr. P. Quaethoven Federation des Institutions Hospitalieres, Bruxelles 

M. P. Dubois Federation des Höpitaux Privee de Belgique, Bruxelles 

Deutschland (Bundesrepublik) 

Dr. H. Rottmann Bundesverband Deutscher Privatkrankenanstalten, München 


France 

P. Raynaud 


Federation Hospitaliere de France, Paris 


Ireland 

G. P. Martin 
Dr. H. O'Flanagan 

Italia 

G. Costa 


Comhairle na n-Ospideal, Dublin 
Comhairle na n-Ospideal, Dublin 


Associazione Italiana Ospedalita privata, Roma 


Nederland 

M. Wesseldijk 


Nationale Ziekenhuisraad, Utrecht 


V. Caisses de maladie, Krankenkassen, Medical Insurance Organisations 

Belgique - Belgie 

Dr. R. Flamen! 

M. Gerard 

France 

F. Remond 
M. Huet 

Nederland 

J. Van der Most Ziekenfondsraad, Amstelveen 

Mme. H. Kaldenbach Ziekenfondsraad, Amstelveen 


Federation Frangaise des Societes d'Assurance, Paris 
Federation Frangaise des Societes d'Assurance, Paris 


Institut National d'Assurance Maladie-Invalidite, Bruxelles 
Caisse Auxiliaire d'Assurance Maladie-Invalidite, Bruxelles 


VL Consommateurs/Syndicats, Verbraucher/Gewerkschaften, 

Consumer Organisations/Trade Unions 

Mrs. H. Hodgson Bureau Europeen des Unions de Consommateurs, Bruxelles 

Sig.ra M. A. Fusco Bureau Europeen des Unions de Consommateurs, Bruxelles 

Dr. Stopple Organisation Europeenne de la CMT, Antwerpen 


VIL Observateurs officiels. Offizielle Beobachter, Official Observers 

Belgique - Belgie 

P. Berckx Ministerie van Nationale Opvoeding en Nederlandse Cultuur, Brussel 

P. Maddens Representation Permanente de la Belgique, Bruxelles 
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Danmark 

H. H. Nielsen 


Danish Ministry of the Interior, Kobenhavn 


Deutschland (Bundesrepublik) 

H. Siepmann Ständige Vertretung der BRD, Brüssel 

K. Heber Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn 

H. Schulze-Husmann Ministerium für Familie, Jugend und Gesundheit, Bonn 

Frau Schleicher Ministerium für Familie, Jugend und Gesundheit, Bonn 

W. Buss Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Bonn 


France 

Dr. Trazzini 


Ministere de la Sante Publique et de la Sante Sociale, Paris 


Ireland 

P. W. Flanagan 
Dr. A. Walsh 
Mr. O'Moore 


Department of Health, Dublin 
Department of Health, Dublin 
Irish Permanent Representation to EEC, Bruxelles 


Italia 

C. Loeb 
S. Valle 


Ministero Istruzione, Roma 
Ministero Istruzione, Roma 


Nederland 

Mr. H. A. L. Vijverberg Permanente Vertegenwoording van Nederland, Brussel 

Mr. V. Tuyll van Serooskerken Ministerie van Onderwijs en wetenschappen, 's-Gravenshage 


United Kingdom 

Dr. R. A. Gawn Department of Health & Social Security, London 

Dr. H. B. Chambers Department of Health & Social Security, London 

G. C. McKeon Department of Trade and Industry, London 

M. Clayton Department of the environment, London 

J. Robson Ministry of Agriculture, Fisheries and Food, London 


Comites europeennes de liaison, Europäische Verbindungsausschüsse , European Liaison Committees 


Dr. R. Jardine Comite de Liaison des Praticiens de l'Art 

Sen. J. P. Blanchet Dentaire des Pays de la CEE, Strasbourg 


Phn. M. Stoffels 
Dr. H. Pfäffle 
Dr. J. A. Verreydt 


Groupement Pharmaceutique de la Comunaute Europeenne, Bruxelles 
Groupement Pharmaceutique de la Comunaute Europeenne, Bruxelles 
Groupement Pharmaceutique de la Comunaute Europeenne, Bruxelles 


Dr. F. A. Robinson 


E.E.C. Chemistry Committee, London 


Dr. P. Storie-Pugh 
A. R. W. Porter 
Dr. P. Ronsse 


Liaison Committee of Veterinarians of the EEC, London 
Liaison Committee of Veterinarians of the EEC, London 
Union europeenne des veterinaires praticiens, Paris 


Mr. Craet 
M. J. Barge 

Col. A. Gravy 

R. Goethals 

H. G. Pühl 
M. Rusting 


Comite de liaison des Architectes du Marche Commun, Paris 
Comite de liaison des Architectes du Marche Commun, Paris 

Federation Europeenne d'Associations Nationales d'Ingenieurs 
(F.E.A.N.I.), Paris 

Federation Europeenne d'Associations Nationales d'Ingenieurs 
(F.E.A.N.I.), Paris 

Comite de Liaison des Ingenieurs Conseils, Jambes 
Comite de Liaison des Ingenieurs Conseils, Jambes 
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Begründung 


I. Hintergrund der Initiative 

Die Römischen Verträge enthalten in ihrem Titel III, 
Kapitel 1, 2 und 3 die Bestimmungen für die Schaf- 
fung eines gemeinsamen Arbeitsmarktes. Arti- 
kel 48 ff. regeln die Freizügigkeit der Arbeitnehmer; 
Artikel 52 ff. regeln die Niederlassungsfreiheit und 
A^rtikel 59 ff den freien Dienstleistungsverkehr, 
d. h. die Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Erwerbstätigkeiten. 

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft ist durch Verordnung Nr. 1612/68 des 
Rates verwirklicht worden. 

Zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
verabschiedete der Ministerrat am 18. Dezember 
1961 Allgemeine Programme, die für jede Art von 
Tätigkeiten die allgemeinen Voraussetzungen und 
insbesondere die Stufen für die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs festlegen. Gemäß dem EWG-Ver- 
trag sollten diese Programme bis spätestens zum 
Ende der Übergangszeit am 31. Dezember 1969 ver- 
wirklicht sein. 

Bei der Durchführung der Allgemeinen Programme 
für die einzelnen selbständigen Tätigkeiten ist zu 
prüfen, ob mit der Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs eine gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise sowie eine Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Auf- 
nahme und Ausübung dieser Tätigkeiten erforder- 
lich ist. 

Seit 1967 sind in Ausführung dieser Programme dem 
Rat 40 Richtlinienvorschläge zu folgenden Berufen 
zugeleitet worden: Arzt, Zahnarzt, Apotheker, Tier- 
arzt, Hebamme, Krankenpfleger, Optiker, Architekt, 
Ingenieur, Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater. Von diesen Richtlinienvorschlägen ist 
bisher keiner verabschiedet worden. Die Vorschläge 
für Apotheker, Ärzte und Architekten werden ge- 
genwärtig in den Ratsinstanzen behandelt. 

Während die zu den einzelnen Berufen vorgelegten 
Richtlinienvorschläge über die Aufhebung der Be- 
schränkungen keine grundsätzlichen Schwierigkei- 
ten bereiten, zeigten sich wesentliche Meinungs- 
unterschiede bei der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome und der damit verbundenen Frage der 
Koordinierung der Ausbildung gemäß Artikel 57 
Abs. 2 und 3 des EWG-Vertrages. 

II. Schlußfolgerungen des Rates der Erziehungs- 
minister 

Auf der 174. Tagung des Rates und der Konferenz 
der nationalen Erziehungsminister der Mitglied- 


staaten der Europäischen Gemeinschaften, die am 
16. November 1971 in Brüssel stattfand, wurden 
die Schwierigkeiten, die sich aus dieser Lage er- 
gaben, erörtert. Als Ergebnis dieses Meinungs- 
austausches fordert der Rat den Ausschuß der Stän- 
digen Vertreter auf, die Arbeiten zur Verabschie- 
dung von Richtlinien zur gegenseitigen Anerken- 
nung der Diplome im Rahmen der Bemühungen zur 
Verwirklichung des Niederlassungsrechtes der freien 
Berufe verstärkt fortzusetzen. 

Der Rat forderte die Kommission außerdem auf, 
innerhalb einer besonderen Arbeitsgruppe in Zu- 
sammenarbeit mit den Sachverständigen des höhe- 
ren Bildungswesens die Frage zu prüfen, ob es 
möglich ist, die generelle gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome und sonstigen Befähigungsnach- 
weise zu fördern. 


III. Arbeitsgruppe „Gegenseitige Anerkennung der 
Diplome" (1972) 

Die Kommission setzte unverzüglich eine Arbeits- 
gruppe ein. An der letzten Sitzung der Arbeits- 
gruppe im Oktober 1972 nahmen auch Vertreter der 
drei am 1. Januar 1973 neu beigetretenen Mitglied- 
staaten teil. 

Als Ergebnisse der Erörterungen der Arbeitsgruppe 
sowie der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der 
britischen, dänischen und irischen Delegationen 
(Anhang 1) ist festzustellen, daß eine generelle ge- 
genseitige Anerkennung der Diplome infolge der 
unterschiedlichen Ausbildungsniveaus nicht durch- 
setzbar erscheint. Die sich hieraus ergebende Not- 
wendigkeit der Koordinierung der Ausbildung 
könne jedoch durch eine Einschränkung quantitati- 
ver Kriterien zugunsten einer stärkeren Bezug- 
nahme auf qualitative Kriterien erleichtert werden. 

IV. Neue Elemente nach der Erweiterung der 
Gemeinschaft 

Die Ergebnisse des Ministerrats vom 16. November 
1971 sowie die Erkenntnisse der Arbeitsgruppe 
führten indes nicht zu einer Auflockerung der Be- 
ratungen über die Richtlinienentwürfe. Hinzu kam, 
daß nach Erweiterung der Gemeinschaft insbeson- 
dere von britischer Seite hinsichtlich der in den 
Beratungen am weitesten fortgeschrittenen Ärzte- 
richtlinien die Forderung nach einer Qualitätskon- 
trolle der Ausbildung erhoben wurde. 

V. Hearing - Ärzte (Oktober 1973) 

Um einen Überblick über die Meinung der inter- 
essierten Öffentlichkeit zu den während der Be- 
ratungen über die Richtlinien aufgetretenen Schwie- 
rigkeiten zu gewinnen und hieraus Möglichkeiten 
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zur Lösung des Problems zu entwickeln, lud die 
Kommission die Vertreter der Organisationen der 
Ärzte, Universitäten, Studenten, Krankenhäuser, 
Krankenkassen und Verbraucher zu einem öffent- 
lichen Hearing ein, das vom 22-25. Oktober 1973 
abgehalten wurde. Durch Beobachter waren die 
Regierungen, der Rat, das Europäische Parlament, 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß und andere 
interessierte Berufskreise vertreten. Ein Bericht über 
das Hearing ist als Anhang 2 beigefügt. 


VL Schlußfolgerungen 

Ausgehend von dem Ergebnis der Arbeitsgruppe 
„Gegenseitige Anerkennung der Diplome"' und den 
Erkenntnissen des Ärzte-Hearing ist die Kommis- 
sion der Auffassung, daß die Einzelberatungen der 
Richtlinienentwürfe erleichtert und beschleunigt 
werden können. Als Richtschnur der Beratungen 
sollten die nachstehend in Form . einer Entschlie- 
ßung vorgelegten Leitlinien dienen. 


Anlagen: 

Anhang 1 : „Gegenseitige Anerkennung der 
Diplome" 

Anhang 2: „Bericht - Hearing über die gegensei- 
tige Anerkennung der beruflichen Be- 
fähigungsnachweise im Rahmen der 
Niederlassungsfreiheit der Ärzte" 
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